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Der Plan der Bundesregierung zur teilweisen Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlags befreit zwar 
90 Prozent der Einkommensteuerzahler von der 
Ergänzungsabgabe, geht aber am Unternehmens-
sektor größtenteils vorbei. Dies bremst die Wachs-
tumskräfte der deutschen Wirtschaft.  

Die Bundesregierung hat den Vorschlag des Bundes­
finanzministeriums zum Abbau des Solidaritätszu­
schlags beschlossen. In dem Gesetzentwurf hält sich 
die Regierung an die Vorgaben des Koalitionsvertrags 
(CDU/CSU und SPD, 2018). Ab dem Jahr 2021 soll für 90 
Prozent der Soli-Zahler bezogen auf Lohn- und Einkom­
mensteuer die Ergänzungsabgabe vollständig wegfal­
len. Zu diesem Zweck wird die bestehende Freigrenze 
verschoben. Wer im Jahr 2021 als Single weniger als 
16.956 Euro Einkommensteuer zahlt, für den entfällt der 
Soli vollständig. Dies entspricht einem zu versteuernden 
Jahreseinkommen von maximal knapp 62.000 Euro. Für 
zusammen veranlagte Ehepaare gilt der doppelte Werte 
(BMF, 2019a).

Oberhalb dieses Grenzwerts wird es weiterhin eine Gleit­
zone geben, damit es bei minimaler Überschreitung der 
Freigrenze nicht zur vollen Soli-Zahlung von rund 930 
Euro kommt. In der Gleitzone wird nach dem Gesetz­
entwurf des Bundesfinanzministeriums je zusätzlichem 

Euro Einkommensteuer ein erhöhter Satz von 11,9 Cent 
erhoben (BMF, 2019a). Zuvor wurde davon ausgegan­
gen, dass der bisher geltende erhöhte Satz bei 20 Cent 
beibehalten würde. Nach dem Referentenentwurf wird 
die Grenzsteuerbelastung oberhalb der Freigrenze da­
mit etwas gedämpft. Von einem zusätzlich verdienten 
Euro knapp oberhalb der Freigrenze gehen demnach 
47 Cent Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag an 
den Fiskus statt – wie zunächst vorgesehen – 50,4 Cent. 
Dies verbessert die Arbeitsanreize für die entsprechen­
den Einkommensgruppen zumindest geringfügig.

Die geringere Grenzsteuerbelastung hat zur Folge, dass 
die Gleitzone länger verläuft als bisher geplant war. Es 
profitieren dadurch insgesamt mehr Steuerzahler von 
der Teilabschaffung des Solidaritätszuschlags. Das Ende 
der Gleitzone wäre statt bei 76.000 Euro zu versteuern­
dem Jahreseinkommen erst bei gut 96.000 Euro er­
reicht. Wer mehr verdient, zahlt weiter den Soli auf sein 
gesamtes Einkommen. Die genannten Werte beziehen 
sich auf den bereits beschlossenen Einkommensteu­
ertarif für das Jahr 2020. Sofern die kalte Progression für 
das Jahr 2021 noch ausgeglichen werden sollte, fallen 
die Werte geringfügig höher aus, das heißt die Gleitzone 
würde dann bei vermutlich rund 98.000 Euro enden.
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Der Bund muss damit im Jahr 2021 auf insgesamt rund 
11 Milliarden Euro des Soli-Aufkommens in Höhe von 
schätzungsweise 21 Milliarden Euro verzichten (BMF, 
2019b).

Allerdings wird durch die verlängerte Gleitzone noch 
offenkundiger, dass künftig vor allem der Unterneh­
menssektor den Soli bezahlen soll. Bisher wird knapp 
ein Drittel des Aufkommens aus unternehmerischer Ak­
tivität bestritten, künftig wird der Anteil auf 57 Prozent 
steigen (Grafik). Dies hat im Wesentlichen zwei Gründe: 
Zum einen finden sich im oberen Einkommensteuer­
bereich viele Selbständige und Personengesellschaf­
ten. Zum anderen wird der Soli als Aufschlag auf die 
Körperschaftsteuer vollauf beibehalten, so dass Kapi­
talgesellschaften nicht von der Reform profitieren. Der 
Gesetzentwurf schwächt die Wettbewerbsposition des 
Standorts Deutschland. Denn gleichzeitig senken Re­
gierungen in anderen Ländern wie den USA, Frankreich 
und Großbritannien die Unternehmensteuern zum Teil 
drastisch.

Vor diesem Hintergrund ist das Bestreben des Bun­
deswirtschaftsministers einzuordnen, der zusätzliche 
Schritte bei der Rückführung des Soli vorschlägt, um 
den Unternehmenssektor an der Entlastung teilhaben 
zu lassen. Ab dem Jahr 2024 würden demnach Kapital­
gesellschaften und die meisten Personengesellschaften 
vom Soli befreit, ab dem Jahr 2026 würde vollständig 
auf die Ergänzungsabgabe verzichtet werden.

Allerdings verkennt auch dieser Vorschlag, dass aus 
steuersystematischer Sicht allein ein Auslaufen des Soli 
zum Ende dieses Jahres im Einklang mit einer verlässli­
chen und vertrauensvollen Politik stehen würde. Denn 
die stets betonte Verknüpfung des Soli mit den Zahlun­
gen für den Aufbau Ost endet in wenigen Monaten mit 
dem Auslaufen des Solidarpakts 2 (Beznoska/Hentze, 
2019).

Aus ökonomischer Sicht würde eine Abschaffung zum 
Jahresende den unternehmerischen Spielraum für In­
vestitionen vergrößern und die Arbeitsanreize auch für 
gutverdienende Arbeitnehmer verbessern. Nicht zuletzt 
wäre dies ein Beitrag zu einer antizyklischen Fiskalpo­
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litik zur Abschwächung der voranschreitenden kon­
junkturellen Abkühlung. Es bleibt abzuwarten, ob es im 
Rahmen des anstehenden parlamentarischen Verfah­
rens noch zu Änderungen am Plan der Bundesregierung 
kommt.
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